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Wir brauchen einen solidarischen Ruck
Christoph Butterwegge über die Motive seiner Kandidatur für die LINKE bei der Wahl des Bundespräsidenten
Wenn am 12. Februar 2017 der
nächste Bundespräsident gewählt
wird, tritt für die LINKE der Sozio-
loge Christoph Butterwegge an.
Seine Erklärung zur Kandidatur
wird hier gekürzt dokumentiert.

Seit geraumer Zeit zerfällt unsere Ge-
sellschaft stärker in Arm und Reich,
weil die soziale Ungleichheit hin-
sichtlich der Einkommen und Ver-
mögen enorm zugenommen hat.
Während das reichste Geschwister-
paar der Bundesrepublik, Stefan
Quandt und Susanne Klatten, im
Frühsommer 2016 für das Vorjahr ei-
ne Rekorddividende in Höhe von
994,7 Millionen Euro nur aus ihren
BMW-Aktien bezog, lebten fast zwei
Millionen Kinder und Jugendliche in
landläufig als »Hartz-IV-Familien«
bezeichneten SGB-II-Bedarfsge-
meinschaften und mussten je nach
Alter mit 237, 270 bzw. 306 Euro im
Monat (plus Miet- und Heizkosten)
auskommen. Mehrere hunderttau-
send alleinerziehende Mütter im Ar-
beitslosengeld-II-Bezug sind froh,
wenn sie am 20. des Monats noch et-
was Warmes auf den Tisch bringen.
Trotzdem vernimmt man im Kampf

gegen die Armut von den etablierten
Parteien und deren Spitzenpolitikern
hauptsächlich Lippenbekenntnisse.
Obwohl das Sozialstaatsgebot des
Grundgesetzes den Bund zur Ar-
mutsbekämpfung verpflichtet, hat
keine Regierung die Armut bisher als
Gefahr für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt erkannt und ihr konse-
quent entgegengewirkt. So beschloss
die Große Koalition vor Kurzem, den
Hartz-IV-Regelbedarf der Kinder un-
ter sechs Jahren im nächsten Jahr
nicht zu erhöhen.
CDU, CSU und SPD verschließen

die Augen vor dem selbst mitver-
schuldeten Problem einer wachsen-
den Armut, wie ihr »Deutschlands
Zukunft gestalten« überschriebener
Koalitionsvertrag für die laufende Le-
gislaturperiode zeigt. Dort kommen
das Wort »Reichtum« nur als »Ide-
enreichtum« bzw. als »Naturreich-
tum« und der Begriff »Vermögen« nur
als »Durchhaltevermögen« bzw. im
Zusammenhang mit der Vermögens-
abschöpfung bei Kriminellen vor.
»Armut« taucht in dem Doku-

ment, das die Grundlage der Regie-
rungspolitik bildet, zwar zehn Mal
auf, aber ausnahmslos in fragwür-
diger Weise. So wollen CDU, CSU
und SPD »den Kampf gegen Bil-
dungsarmut fortsetzen und intensi-
vieren«, meinen damit aber den An-
alphabetismus, während von Kin-
der- und Jugendarmut an keiner
Stelle die Rede ist. Den von Sozial-
geld (»Hartz IV«) lebenden Kindern
wird je nach Alter ein Regelbedarf für
Bildung in Höhe von 1,61 Euro, 1,30
Euro bzw. 0,32 Euro zugebilligt. »Al-
tersarmut« kommt zwar ein Mal vor,
und zwar sogar in der Zwischen-
überschrift »Altersarmut verhindern
– Lebensleistung würdigen«, die das
Motto für die Rentenpolitik der Re-
gierungskoalition bildet. Darunter
heißt es, die sozialen Sicherungs-
systeme, auf die sich die Menschen
in unserem Land verlassen können
müssten, schützten vor Armut und
seien Ausdruck des Zusammenhalts
unserer Gesellschaft. Beide Formu-
lierungen legen jedoch den Schluss
nahe, dass Altersarmut in Deutsch-
land (noch) nicht existiert, denn von
der Notwendigkeit ihrer Bekämp-
fung, Verringerung oder Beseitigung
ist nirgends die Rede. (...)
Da die Spitzenpolitiker der etab-

lierten Parteien gemeinsam die Mit-
te zu besetzen suchen, fühlen sich
immer größere Bevölkerungsgrup-
pen politisch nicht mehr repräsen-
tiert. Rechtspopulisten können sich
daher als Sprachrohr der sozial Be-
nachteiligten, Abgehängten und
Ausgegrenzten profilieren, obwohl
sie ausweislich ihrer Programmatik
die Interessen der wirtschaftlich
Mächtigen, gesellschaftlich Privile-
gierten und politisch Einflussreichen
vertreten.
Ich sehe mich als unermüdlichen

Mahner und Warner, der die poli-
tisch Verantwortlichen seit Jahr-
zehnten auf das auch sozialräumli-
che Auseinanderfallen der Gesell-
schaft hinweist, als soziales Gewis-
sen wirkt und mehr Solidarität in-
nerhalb der Gesellschaft fordert.Mein
zentralesMotto bilden Solidarität und

soziale Gerechtigkeit, denn die von
Bundespräsident Joachim Gauck aus
biografischen Gründen besonders
herausgehobene Freiheit kann nur
gelebt werden, wenn man über die zu
ihrer Nutzung erforderliche materi-
elle Sicherheit verfügt, sei es auf-
grund von Kapitalbesitz, Erwerbstä-
tigkeit oder staatlichen Transfers.
Genauso wichtig ist die Abwehr von
Gewalt und Krieg, was Willy Brandt
mit den Worten »Ohne Frieden ist al-
les nichts« ausgedrückt hat.
Ich stehe für einen inklusiven So-

zialstaat, der alle Bevölkerungsgrup-
pen bestmöglich vor Standardle-
bensrisiken schützt, Armut wirksam
bekämpft und durch Umverteilung
von oben nach unten für sozialen
Ausgleich sorgt, und bin im besten
Sinne der Verteidigung von Bürger-

rechten liberal und im Sinne der Ver-
teidigung sozialer Errungenschaften
konservativ, fühle mich aber gleich-
wohl als »ideeller Gesamtlinker«, der
auch sozialdemokratische Pro-
grammtraditionen verkörpert und
seit Jahrzehnten ökologische Ziel-
setzungen verfolgt. Außerdem halte
ich außerparlamentarische Bewe-
gungen wie die Friedens-, Frauen-
und Ökologiebewegung, das globali-
sierungskritische Netzwerk attac,
dessen wissenschaftlichem Beirat ich
angehöre, den Bürgerprotest gegen
Stuttgart 21, Occupy oder die jüngs-
ten Massenproteste gegen CETA,
TTIP und TiSA als einen lebendigen
Ausdruck der Demokratie für unver-
zichtbar. (...)
Linke Gesellschaftskritik ist bitter

nötig, denn die Frage lautet: Wollen

wir in einer Konkurrenzgesellschaft
leben, die Leistungsdruck und Ar-
beitshetze weiter erhöht, die Er-
werbs- und Wohnungslose, Alte,
Menschen mit Behinderungen und
andere Minderheiten ausgrenzt so-
wie Egoismus, Durchsetzungsfähig-
keit und Rücksichtslosigkeit hono-
riert, sich jedoch über den Verfall von
Sitte, Anstand und Moral wundert?
Oder wollen wir in einer sozialen
Bürgergesellschaft leben, die Koope-
ration statt Konkurrenzverhalten, die
Verantwortungsbewusstsein, Mit-
menschlichkeit und Respekt gegen-
über Minderheiten statt Gleichgül-
tigkeit und Elitebewusstsein fördert?
Ist ein permanenter Wettkampf auf
allen Ebenen und in allen Bereichen,
zwischen Bürger(inne)n, Kommu-
nen, Regionen und Staaten, bei dem
die (sicher ohnehin relative) Steuer-
gerechtigkeit genauso auf der Stre-
cke bleibt wie ein hoher Sozial- und
Umweltstandard, wirklich anzustre-
ben? Eignet sich der Markt tatsäch-
lich als gesamtgesellschaftlicher Re-
gelungsmechanismus, obwohl er auf
seinem ureigenen Terrain, der Volks-
wirtschaft, ausweislich einer sich
trotz des Konjunkturaufschwungs
verfestigenden Massenerwerbslosig-
keit, kläglich versagt?
Die momentane Rechtsentwick-

lung unserer Gesellschaft ist eine ver-
hängnisvolle Nebenwirkung der neo-
liberalen Wende, die Margaret That-
cher und Ronald Reagan nach ihrer
Wahl zur britischen Premierministe-
rin bzw. zum US-Präsidenten gegen
Ende der 1970er-/Anfang der 1980er
Jahre eingeleitet haben und die be-
endet werden muss. Dafür ist ein
»Ruck« (Roman Herzog) nötig, aber
in die entgegengesetzte Richtung, wie
sie der Altbundespräsident seinerzeit
einschlug: Auf das Zeitalter der neo-
liberalen Austerität sowie der sich ver-
tiefenden Kluft zwischen Arm und
Reich muss heute eine Epoche der
größeren sozialen Gleichheit und der
Solidarität mit Armen und Benach-
teiligten folgen. Dadurch würde die
Gesellschaft humaner, friedlicher und
demokratischer, sich aber auch die Le-
bensqualität für all ihre Mitglieder
verbessern.
Seit der »Agenda 2010« und den

sog. Hartz-Gesetzen herrscht soziale

Eiseskälte in Deutschland. »Hartzer«
werden durch ein rigides Arbeits-
markt- und Armutsregime ausge-
grenzt, von großen Teilen der Be-
völkerung verachtet und als »Drü-
ckeberger«, »Faulenzer« und »Sozi-
alschmarotzer« verächtlich gemacht.
Der gesellschaftliche Zusammenhalt
ist durch die neoliberalen Reformen
nachhaltig geschwächt worden. Wer
ihn wieder stärken möchte und nicht
bloß warme Worte für die Menschen
auf der Schattenseite unserer Hoch-
leistungs- und Konkurrenzgesell-
schaft übrighat, muss die jahrzehn-
telange Umverteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums von oben
nach unten beenden und für mehr so-
ziale Gerechtigkeit sorgen. Dazu sind
die Wiedererhebung der Vermögen-
steuer, eine höhere Körperschaft-
steuer, eine auch große Betriebsver-
mögen stärker zur Finanzierung des
Gemeinwesens heranziehende Erb-
schaftsteuer, ein progressiverer Ein-
kommensteuertarif mit einem höhe-
ren Spitzensteuersatz und eine auf
dem persönlichen Steuersatz basie-
rende Kapitalertragsteuer nötig. Um-
gekehrt sollte die Mehrwertsteuer,
von der Geringverdiener/innen und
Transferleistungsbezieher/innen be-
sonders hart getroffen werden, weil
diese fast ihr gesamtes Einkommen in
den Alltagskonsum stecken (müs-
sen), niedriger sein.
An die Stelle der bisherigen Ar-

beitnehmer- muss eine allgemeine,
einheitliche und solidarische Bür-
gerversicherung treten. Allgemein zu
sein heißt, dass sie im Sinne einer
Bürgersozialversicherung sämtliche
dafür geeigneten Versicherungs-
zweige übergreift: Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung müssten
gemeinsam und nach denselben Or-
ganisationsprinzipien restrukturiert
werden. Selbst aus rein taktischen
Erwägungen ist es nicht sinnvoll, die
öffentliche Debatte über eine Bür-
gerversicherung auf einen Versiche-
rungszweig zu beschränken, wie es
viele Befürworter/innen dieser Re-
formoption tun. Hingegen stellt die
Gesetzliche Unfallversicherung in-
sofern einen Sonderfall dar, als sie
sich nur aus Beiträgen der Arbeitge-
ber (und staatlichen Zuschüssen)
speist.

Einheitlich zu sein heißt in diesem
Zusammenhang, dass neben der ge-
setzlichen Bürgerversicherung keine
mit ihr konkurrierenden Versiche-
rungssysteme existieren. Private Ver-
sicherungsunternehmenmüssten sich
auf die Abwicklung bestehender Ver-
träge (Bestandsschutz), mögliche Er-
gänzungsleistungen und Zusatzan-
gebote beschränken. Damit bliebe
auch nach der Gesundheitsreform
neuen Typs ein weites Betätigungs-
feld für die Privatassekuranz erhal-
ten; ihre Existenz wäre also nicht ge-
fährdet.
Solidarisch zu sein heißt, dass die

Bürgerversicherung zwischen den
ökonomisch unterschiedlich Leis-
tungsfähigen einen sozialen Aus-
gleich herstellt. Nicht bloß auf Löh-
ne und Gehälter, sondern auf sämt-
liche Einkunftsarten (Zinsen, Divi-
denden, Tantiemen sowie Miet- und
Pachterlöse) wären Beiträge zu er-
heben. Entgegen einem verbreiteten
Missverständnis bedeutet dies nicht,
dass Arbeitgeberbeiträge entfallen
würden.
Nach oben darf es im Grunde we-

der eine Versicherungspflichtgrenze
noch Beitragsbemessungsgrenzen ge-
ben, die es privilegierten Personen-
gruppen erlauben, in exklusive Si-
cherungssysteme auszuweichen und
sich ihrer Verantwortung für sozial
Benachteiligte (ganz oder teilweise)
zu entziehen. Hinsichtlich der Bei-
tragsbemessungsgrenzen stünde zu-
mindest eine deutliche Erhöhung an.
Umgekehrt müssen jene Personen fi-
nanziell aufgefangen werden, die den
nach der Einkommenshöhe gestaffel-
ten Beitrag nicht entrichten können.
Vorbild dafür könnte die Gesetzliche
Unfallversicherung sein. Dort dient
der Staat quasi als Ausfallbürge für
Landwirte, Unfall-, Zivilschutz- und
Katastrophenhelfer/innen sowie Blut-
und Organspender/innen, aber auch
für Kinder in Tagesbetreuung, Schü-
ler/innen und Studierende.
Bürgerversicherung heißt, dass al-

le Personen aufgenommen werden,
und zwar unabhängig davon, ob sie
erwerbstätig sind oder nicht. Da
sämtliche Wohnbürger/innen in das
System einbezogen wären, blieben
weder Selbstständige, Freiberuf-
ler/innen, Beamte, Abgeordnete und
Minister noch Ausländer/innen mit
Daueraufenthalt in der Bundesre-
publik außen vor. Einerseits geht es
darum, die Finanzierungsbasis des
bestehenden Sozialsystems zu ver-
breitern, andererseits darum, den
Kreis seiner Mitglieder zu erweitern.
Denn ihre wichtigste Rechtfertigung
erfährt die Bürgerversicherung da-
durch, dass sie den längst fälligen
Übergang zu einem die gesamte
Wohnbevölkerung einbeziehenden,
Solidarität im umfassendsten Sinn
garantierenden Sicherungssystem
verwirklicht.
Bürgerversicherung zu sein be-

deutet schließlich, dass es sich um ei-
ne Versicherungslösung handelt, also
gewährleistet sein muss, dass ihre
Mitglieder, soweit sie dazu finanziell
in der Lage sind, Beiträge entrichten
und entsprechend geschützte An-
sprüche erwerben. Natürlich muss
sich der Staat mit Steuergeldern am
Auf- und Ausbau einer Bürgerversi-
cherung beteiligen. Auf die öffentli-
chen Haushalte kämen dadurch er-
hebliche finanzielle Belastungen zu,
die mit Hilfe einer sozial gerechte-
ren, sich stärker an der ökonomi-
schen Leistungsfähigkeit der Bür-
ger/innen orientierenden Steuer- und
Finanzpolitik leichter zu tragen wä-
ren. (...)
SPD, DIE LINKE und Bündnis

90/Die Grünen orientieren im Ge-
sundheitsbereich auf eine Bürger-
versicherung. Diese könnte – so un-
terschiedlich die konkreten Vorstel-
lungen hierzu auch (noch) sind – ei-
ne programmatische Basis, wenn
nicht eine politische Brücke für ein
fortschrittliches Bündnis oder eine
R2G-Koalition nach der nächsten
Bundestagswahl bilden. Aber wer
auch immer die Regierung bildet: Die
solidarische Bürgerversicherung und
andere Projekte einer sozialen, hu-
manen und demokratischen Fortent-
wicklung unserer Gesellschaft sind
nur realisierbar, wenn eine breite
Bürgerbewegung außerparlamenta-
rischen Druck macht. Sonst setzen
sich am Ende doch wieder mächtige
Lobbygruppen durch.
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Ich bin im besten Sinne
der Verteidigung von
Bürgerrechten liberal
und im Sinne der
Verteidigung sozialer
Errungenschaften
konservativ, fühle
mich aber gleichwohl
als »ideeller
Gesamtlinker«.

Kritik an
Steinmeier
Berlin. Der LINKE-Kandidat
ChristophButterweggewill bei der
Bundespräsidentenwahl einen
Achtungserfolg erringen und auch
Vertreter anderer Parteien in der
Bundesversammlung überzeugen.
»Auf über 100 Stimmen hoffe ich
zu kommen, die Linke hat 94«,
sagte er dem TV-Sender Phoenix.
Butterwegge gilt im Rennen ge-
gen den Koalitionskandidaten
Frank-Walter Steinmeier (SPD)
als chancenlos und sieht das auch
selbst so. »Natürlich ist mir klar,
dass ich nicht gewählt werde.« In
den nächsten Monaten wolle er
sein zentrales Anliegen – die so-
ziale Gerechtigkeit – in den Mit-
telpunkt des öffentlichen Interes-
ses rücken, bekräftigte Butter-
wegge. Dem SPD-Politiker Stein-
meier hielt er erneut die Refor-
men des Sozialsystems Agenda
2010 vor. »Ich hoffe, dass er sen-
sibler ist für soziale Probleme im
Land, nachdem er an führender
Stelle mitgewirkt hat an der Agen-
da 2010. Bisher habe ich nicht ge-
hört, dass er sich davon distan-
ziert hat.« dpa/nd

Lesen Sie online:
Die vollständige Erklärung
von Christoph Butterwegge

dasND.de/butterwegge

Christoph Butterwegge, 1951 in
Albersloh (Westfalen) geboren, zählt
zu den bekanntesten Armutsfor-
schern Deutschlands. Er veröffent-
lichte zahlreiche Publikationen zur
Kritik am Neoliberalismus, zur sozi-
alen Ungleichheit, zu Hartz IV und
zur Altersarmut. Butterwegge stu-
dierte Sozialwissenschaft, Rechts-
wissenschaft, Psychologie und Phi-
losophie in Bochum. 1990 habili-
tierte er sich im Fach Politikwissen-
schaft an der Universität Bremen. Bis
zu seiner Emeritierung im Herbst
2016 lehrte Butterwegge am Institut
für vergleichende Bildungsforschung
und Sozialwissenschaften der Uni-
versität Köln. Von 1970 bis 1975 so-
wie von 1987 bis 2005 war er Mit-
glied der SPD. Aus Protest gegen die
Bildung der Großen Koalition unter
Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) gab er sein Parteibuch 2005
zurück. Seitdem unterstützt er den
Kurs der Linkspartei, ist aber nicht
ihr Mitglied. Butterwegge ist verhei-
ratet und Vater von zwei Kindern.
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